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TI -U06 der Beilagen zu den Stenograohischen ProtoKollt:n 
des Nationalrates XVIII. Gesetzgebungsperiode 

ANFRAGE 

der Abgeordneten Gratzer. Meisinger 

an den Bundesminister für Landesverteidigung 
betreffend rechtswidriger Weisungen in seinem Ressort 

Dem Vernehmen nach erhielt ein vom Bundesminister für Landesver­
teidigung zum stellvertretenden Abteilungsleiter in einer Stab­
stelle des Bundesministeriums für Landesverteidigung ernannter 
Beamter von einem Gruppenleiter die Weisung, vorübergehend­
jedoch zeitlich nicht befristet - andere Arbeiten zu erledigen. Er 
ist seit mehr als einem Jahr in einer seiner Funktion nicht 
gleichwertigen Verwendung tätig. Er hat gegen die Weisung unter 
Hinweis auf $ 44 Ahs 3 BDG seine rechtlichen Bedenken vorge­
bracht. 

Er wird seit Oktober 1989 daran gehindert, die ihm rechtmäßig 
übertragenen Aufgaben, die mit seiner Funktion als Leiter des 
Hauptreferates verbunden wären, ordnungsgemäß wahrzunehmen. Seine 
entsprechenden Eingaben an das Bundesministerium für Landesvertei­
digung blieben ohne Erfolg. 

Anlaß für die Verwendungsänderung per Weisung soll eine ordnungs­
gemäße Mitteilung des Beamten gemäß § 53 Abs 1 BDG an seinen 
Vorgesetzten gewesen sein. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher an den Bundesmini­
ster für Landesverteidigung folgende 
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A n fra g e 

1. Wieso wurde bzw. wird zugelassen, daß ein stellver­
tretender Abteilungslei ter ihres Ressorts von seinem 
ursprünglichen Arbeitsplatz als Leiter eines Hauptrefe­
rates entfernt und ihm bis dato, seit Oktober 1989, 
keine andere gleichwertige Verwendung bzw. Einteilung 
gemäß den Bestimmungen des Beamtendienstrechtes zugewie­
sen wurde? 

2. Wer ist für diese Maßnahme verantwortlich? 
3. Welche Maßnahmen sind bislang ergriffen worden, um die 

für diese Situation Verantwortlichen zur Rechenschaft 
zu ziehen? 

4. Welche Gründe könnten dafür sprechen, daß ein stellver­
tretender Abteilungsleiter ihres Ressorts seine Dienst­
pflichten auf seinem Arbeitsplatz nicht wahrnehmen soll 
bzw. darf? Welche Gründe sprächen im konkreten Fall 
dafür? 

5. Ist es in Ihrem Ressort üblich, daß Bedienstete aufgrund 
der Wahrnehmung ihrer Informationspflicht gegenüber 
ihren Vorgesetzten gemäß § 44 BDG 1979 von ihren Ar­
beitspl4tzen entfernt werden, um allfällige rechtswidri­
ge Vorgangsweisen dieser Vorgesetzten zu verschleiern? 
Warum ist man im vorliegenden Fall so vorgegangen? 

6. Womit begründen Sie im Lichte der vorangegangenen Fragen 
die Notwendigkeit der Schaffung eines selbständigen 
Referates in der Quartiermeisterabteilung? 

7. Wie vereinbaren Sie die Schaffung dieses Referates mit 
den Zielsetzungen des Projektes "Verwaltungsmanagement", 
welches ua. dem Abbau von bürokratischen Aufblähungen 
dienen soll? 

8. Warum wurde der mehr als ein Jahr lang de facto verwai­
ste Arbeitsplatz des stellvertretenden Leiters der Ab­
teilung Geld- und Rechnungswesen zwischenzeitlich weder 
nachbesetzt noch eingespart? 

W~~n, den ?1. Ma( 1991 
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